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Preußiſche Geſetzzammlung 


— Nr. 32. 


(Nr. 11302.) Seſekegeſetz. Vom 5. Juni 1913. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 8 i 


* 


J. Zweck, Umfang und Rechtsſtellung der Genoſſenſchaft. 


9 1. 
Zum Zwecke 
der Regelung der Vorflut nach Maßgabe eines einheitlichen Bauplans 
und der Abwäſſerreinigung im Niederſchlagsgebiete der Seſeke und ihrer 
Nebenflüſſe ſowie der Unterhaltung und des Betriebs von ausgeführten 
Anlagen 
wird eine Genoſſenſchaft gebildet. Sie iſt berechtigt, die das Genoſſenſchaftsgebiet 
durchfließenden Waſſerläufe auszubauen und zu benutzen, ſoweit es im Bauplane 
vorgeſehen iſt. 

Der Bauplan muß geändert und ergänzt werden, ſoweit es zur Erreichung 
des Genoſſenſchaftszwecks erforderlich wird. 

Der zuſtändige Minifter ftellt das Genoſſenſchaftsgebiet feſt. Er genehmigt 
auch den Bauplan, ſeine Anderungen und Ergänzungen ſowie die zur Ausführung 
erforderlichen Sonderentwürfe. 

Das Genoſſenſchaftsgebiet kann durch Beſchluß der Genoſſenſchaftsverſammlung 
mit Genehmigung des zuſtändigen Miniſters auf einzelne benachbarte Grundſtücke 
ausgedehnt werden, wenn die Genoſſenſchaftsanlagen nur unter Benutzung dieſer 
Grundſtücke zweckmäßig ausgeführt werden können. 

Geſetzſammlung 1913. (Mr. 11302.) 56 
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92. 

Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, Anlagen anderer, die dem im § 1 be⸗ 
zeichneten Zwecke dienen, gegen Entſchädigung zu übernehmen und zu betreiben. 
Die Entſchädigung darf die Koſten nicht überſchreiten, die der Genoſſenſchaft 
durch Herſtellung eigener Anlagen mit gleicher Wirkung entſtehen würden. Über 
den Umfang der zu übernehmenden Anlagen und die Höhe der Entſchädigun 
entſcheiden mangels gütlicher Verſtändigung die ordentlichen Gerichte. 

Auf Antrag von Genoſſen kann dieſen überlaſſen werden, Teile des im 
$ 1 bezeichneten Unternehmens auf ihre Koſten durchzuführen und zu betreiben. 


§ 3. 
Genoſſen ſind: . 
1. die Eigentümer der im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden Bergwerke 
2. die Eigentümer der in dieſem Gebiete liegenden anderen gewerblichen 
Unternehmungen, Eiſenbahnen, Schiffahrtkanäle und ſonſtigen Anlagen, 
ſofern ſie zu einem in der Satzung für die Aufnahme in die Beitrags⸗ 
liſte vorzuſchreibenden Mindeſtbeitragsſatze zu den Genoſſenſchaftslaſten 
veranlagt werden können; 
3. die im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden Gemeinden (Gutsbezirke). 


§4. 
Die Genoſſenſchaft führt den Namen „Seſekegenoſſenſchaft“. Sie iſt eine 
Körperſchaft des öffentlichen Rechtes. 


II. Vertretung und Verwaltung der Genoſſenſchaft. 


$:3; 
Die Rechtsverhältniſſe der Genoſſenſchaft und der Genoſſen richten fich, 
ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetze geregelt ſind, nach der Satzung. 
Dieſe muß Beſtimmungen enthalten über: 
1. den Sitz der Genoſſenſchaft 
2. die Aufſtellung und Führung des Verzeichniſſes der Genoſſen, die Ver⸗ 
öffentlichung aus dieſem ſowie die Feſtſetzung des Mindeſtbeitrags für 
die Eigentümer der im § 3 Nr. 2 bezeichneten Anlagen; 
den Bauplan, nach dem das Unternehmen auszuführen iſt, 
4. a) die Aufſtellung eines Landkulturkataſters, 


U] 


p) die Errichtung von Grundwaſſerſtandsmeſſern. 

Beides erfolgt, wo es nach den örtlichen Verhältniſſen angebracht 
erſcheint, namentlich da, wo die bisherige Kulturart oder die Wald⸗ 
beſtände durch Einrichtungen der Genoſſenſchaft gefährdet werden, hier- 
über entſcheidet in Zweifelsfällen der zuſtändige Minifter; 


Art und Umfang, Benutzung und Unterhaltung der genoſſenſchaftlichen 


Anlagen; 


die Feſtſetzung eines Einheitsſatzes für den Jahresbeitrag, der die Vor⸗ 


ausſetzung für die Teilnahme an der Genoſſenſchaftsverſammlung und 
für die Abgabe einer Stimme in dieſer Verſammlung bildet 


die Gegenſtände, über welche die Genoſſenſchaftsverſammlung zu be⸗ 


ſchließen hat, ſowie die Vorausſetzungen und die Form der Einberufung 
der Genoſſenſchaftsverſammlung, ihre Abſtimmung und die Vertretung 
Abweſender 


die Wahl, die Amtsdauer und die Befugniſſe des Vorſtandes, ſeine 


Einberufung und Beſchlußfaſſung, die Vertretung nach außen, die Form 
für den Ausweis der Vorſtandsmitglieder und die Beurkundung ihrer 


Beſchlüſſe 


den Haushaltsplan und die Grundſätze für die Veranlagung, 
die Amtsdauer der zu wählenden Mitglieder des Berufungsausſchuſſes, 


ſeine Einberufung und Beſchlußfähigkeit ſowie die Entſchädigung, die 
den Mitgliedern zu gewähren it; 


die Form für die Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft 
die Form der im § 12 Abſ. 1 Satz 1 und im $ 15 Satz 1 vorge⸗ 


ſchriebenen Zuſtellung. 
§ 6. 


Über die Satzung und ihre Anderung beſchließt die Genoſſenſchaftsverſammlung. 
Die Satzung und ihre Anderung bedürfen der Genehmigung des zuſtändigen 


Miniſters. 


Die Satzung und jede Anderung iſt auf Koſten der Genoſſenſchaft in dem 


Amtsblatte des Regierungsbezirkes Arnsberg zu veröffentlichen. Die Vorſchriften 
des Geſetzes, betreffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlaſſe durch die 
Amtsblätter, vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) finden ſinngemäß An⸗ 
wendung. 


7 


Organe der Genoſſenſchaft find: 


1% 
2. 
Geſetzſammlung 1918. (Mr. 11302.) 57 


die Genoſſenſchaftsverſammlung / 
der Vorſtand. 
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§8. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung beſteht aus den Genoſſen, deren Jahres⸗ 
beitrag eine beſtimmte, in der Satzung feſtzuſetzende Höhe erreicht (Stimmeinheit), 
aus den Landräten der Landkreiſe Hamm, Hörde und Dortmund ſowie dem 
geſchäftsführenden Beamten der Genoſſenſchaft. 

Für jede volle Stimmeinheit führt der Genoſſe oder der Gruppenvertreter 
(Abſ. 3) eine Stimme; die Landräte und der geſchäftsführende Beamte der Ge⸗ 
noſſenſchaft führen je eine Stimme. Soweit die Beiträge noch nicht endgültig 
feſtſtehen, iſt der vom Vorſtande feſtgeſetzte Beitrag für die Zahl der auf die 
Genoſſen oder Gruppenvertreter entfallenden Stimmen maßgebend. 

Die Genoſſen können ſich mit den Teilen ihrer Jahresbeiträge, die zu 
einer vollen Stimmeinheit nicht ausreichen, zu Gruppen zuſammenſchließen. Für 
jede dadurch entſtehende Stimmeinheit kann die Gruppe einen Vertreter zur Ge⸗ 
noſſenſchaftsverſammlung entſenden. 

In der Genoſſenſchaftsverſammlung muß mindeſtens ein Drittel der 
Stimmen von den Landräten der Landkreiſe Hamm, Hörde und Dortmund und 
den Gemeinden (Gutsbezirken) geführt werden. Soweit dieſe Mindeſtzahl nicht 
auf Grund des Jahresbeitrags der Gemeinden (Gutsbezirke) nach den Vorſchriften 
der Abſ. 1, 2 erreicht wird, ſind die an der Mindeſtzahl fehlenden Stimmen 
durch die Kreistage der Landkreiſe Hamm, Hörde und Dortmund derart zu ver⸗ 
teilen, daß auf Hamm mindeſtens die Hälfte und auf Dortmund mindeſtens ein 
Drittel entfällt. 

Die Vertreter der Gemeinden (Gutsbezirke), die zur Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung entfandt werden, dürfen nicht in einer der im § 3 Nr. 1, 2 bezeich⸗ 
neten Unternehmungen beruflich tätig ſein. Darüber, ob das der Fall iſt, ent⸗ 
ſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 


§ 9. 


Jeder ſtimmberechtigte Genoſſe kann ſich in der Genoſſenſchaftsverſammlung 


vertreten laſſen, doch darf er höchſtens ſo viele Vertreter entſenden, als er 
Stimmen führt. 


§ 10. 


Der Vorſtand wird von der Genoſſenſchaftsverſammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. Er beſteht aus einem Vorſitzenden, einem Stellvertreter und ſieben 
weiteren Mitgliedern. Drei Mitglieder müſſen Abgeordnete der Gemeinden 
(Gutsbezirke) ſein, darunter mindeſtens zwei im Genoſſenſchaftsgebiet anſäſſige 
Landwirte; dieſe drei Mitglieder dürfen nicht Pächter von Genoſſen ſein. Außer⸗ 
dem muß einer der Landräte der Landkreiſe Hamm, Hörde oder Dortmund dem 
Vorſtand angehören. 5 


„ 3 


Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft gerichtlich und außergerichtlich. 
Er hat die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. 

$ 218 des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) iſt 
anzuwenden. a 


II. Aufbringung der Mittel und Aufſtellung der Beitragsliſte. 


8 11. 


Die durch die Herſtellung, die Unterhaltung und den Betrieb der genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Anlagen entſtehenden Koſten ſind durch Beiträge der Genoſſen zu decken. 

Der Vorſtand veranlagt die einzelnen Genoſſen zu den Beiträgen. Er 
ſtellt darüber eine Beitragsliſte auf. Bei der Veranlagung iſt vorzugsweiſe zu 
berückſichtigen, welche Schädigungen der Genoſſe im Entwäſſerungsgebiete herbei⸗ 
führt und welche unmittelbaren oder mittelbaren Vorteile er von den Genoſſen⸗ 
ſchaftsanlagen zu erwarten hat. N 

Wenn die im § 3 Nr. 2 bezeichneten Unternehmungen den in der Satzung 
feſtgeſetzten Mindeſtbeitrag nicht erreichen, ſind die Schädigungen, die ſie verur⸗ 
ſachen, und die Vorteile, die ihnen erwachſen, bei der Veranlagung der Ge 
meinden zu berückſichtigen, in denen ſie liegen. 


gs 12. 

Der Vorſtand ſtellt einen Abdruck der Beitragsliſte und der dazu nötigen 
Erläuterungen den Genoſſen zu und macht ſie dabei mit dem Rechtsmittel be⸗ 
kannt. Die Zuſtellung kann dadurch erſetzt werden, daß der Vorſtand die Bei⸗ 
tragsliſte nebſt Erläuterungen auslegt und Ort und Zeit der Auslegung ſowie 
das Rechtsmittel öffentlich bekannt macht. 

Gegen die Beitragsliſte ſteht den Genoſſen der Einſpruch zu, der ſchriftlich 
beim Vorſtand anzubringen iſt. Die Einſpruchsfriſt beträgt vier Wochen; ſie 
beginnt mit dem Tage der Zuſtellung der Beitragsliſte oder, ſoweit eine öffent⸗ 
liche Bekanntmachung ſtattgefunden hat, mit dem Tage nach Ablauf der Aus⸗ 
legungsfriſt. 

813. 

Über den Einſpruch entſcheidet der Vorſtand nach Ablauf der Einſpruchs⸗ 
friſt. Er iſt befugt, über den Einſpruch mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. 
Die Entſcheidung iſt mit Gründen zu verſehen und den Genoſſen mitzuteilen, 
die Einſpruch erhoben haben oder deren Veranlagung infolge der von anderen 
Genoſſen erhobenen Einſprüche geändert worden iſt. Auch iſt die Beitragsliſte, 
ſoweit erforderlich, zu berichtigen. 

57* 
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§ 14. 

Sind die Einſprüche erledigt, ſo wird die Beitragsliſte dem Regierungs⸗ 
präſidenten zur Feſtſetzung vorgelegt. Seine Prüfung beſchränkt ſich darauf, 
ob bei Aufſtellung der Beitragsliſte die Formvorſchriften nach Geſetz und Satzung 
erfüllt find. - 

§ 15. 

Den Genoſſen ift eine Mitteilung über die feſtgeſetzten Jahresbeiträge zu⸗ 

zuſtellen. Letztere ſind für jedes Vierteljahr in der erſten Hälfte des zweiten 
Monats an die Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. 


$ 16. 
Die Beiträge der Genoſſen find öffentliche Laſten. Sie können im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren beigetrieben werden. Das Beitreibungsverfahren kann 
ſich auch gegen die Pächter und ſonſtigen Nutzungsberechtigten richten. 


97 

Fallen Beiträge bei der Einziehung aus, fo können fie in einer Nachtrags⸗ 
liſte auf die Genoſſen verteilt werden, ſofern nicht der ausgefallene Betrag dem 
nächſten Jahresbeitrage zugerechnet wird. Werden ſchon bezahlte Beiträge infolge 
von Berufungen abgeſetzt, jo find fie zu erſtatten und gleichfalls in einer Nach- 
tragsliſte auf die Genoſſen zu verteilen oder von dem nächſten Jahresbeitrag ab— 
zurechnen. 

Werden im Laufe eines Veranlagungszeitraums Anlagen der im § 3 


Nr. 1, 2 bezeichneten Art neu hergeſtellt oder weſentlich geändert, ſo können die 


Eigentümer in einer Nachtragsliſte veranlagt werden. 
Für die Aufſtellung und Feſtſetzung einer Nachtragsliſte ſowie ihre An 
fechtung gelten die gleichen Beſtimmungen wie für die Beitragsliſte. 


$ 18. 

Die Genoſſenſchaftsbeiträge der Gemeinden find nach Maßgabe des Kom. 
munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Gefegfamml. S. 152) aufzubringen; 
dabei gelten die Genoſſenſchaftsanlagen als Veranſtaltungen im Sinne der §§ 4, 
9, 20 des genannten Geſetzes. 

Die in der Beitragsliſte oder der Nachtragsliſte bereits veranlagten Unter- 
nehmungen der im § 3 Nr. 1, 2 bezeichneten Art dürfen wegen der Vorteile, die 
ſie von den Genoſſenſchaftsanlagen zu erwarten haben, nicht mit Gebühren, 
Beiträgen und Mehrbelaſtungen belegt werden. 


$ 19. 
Die Beitragsliſte iſt in den erſen fünf Jahren jährlich aufzuſtellen, ſpäter 
in regelmäßigen Zwiſchenräumen, welche die Genoſſenſchaftsverſammlung beſtimmt. 
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Dieſe kann dabei Grundſätze für die künftige Veranlagung aufſtellen. Die 
Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 


§ 20. 

Haben Eigentümer von nicht im Genoſſenſchaftsgebiete liegenden Berg⸗ 
werken oder anderen gewerblichen Unternehmungen oder nicht im Genoſſenſchafts— 
gebiete liegende Gemeinden Gutsbezirke) von den ausgeführten Genoſſenſchafts— 
anlagen Vorteil oder tragen ſie zur Verunreinigung der Seſeke oder ihrer Neben⸗ 
flüſſe bei, ſo können ſie vom Genoſſenſchaftsvorſtande nach Anhörung zu Bei— 
trägen gemäß den Beſtimmungen herangezogen werden, die gelten würden, wenn 
fie im Genoſſenſchaftsgebiete lägen, Die Beiträge dürfen, ſoweit ſie wegen des 
den Herangezogenen aus den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteils erhoben 
werden, dieſen Vorteil nicht überſteigen. 

Die Genoſſenſchaft iſt in dieſem Falle verpflichtet, die Herangezogenen auf 
ihr Verlangen in die Genoſſenſchaft aufzunehmen, Eigentümer von Unternehmungen 
der im § 3 Nr. 2 bezeichneten Art jedoch nur, ſofern fie zu einem in der Satzung 
für die Aufnahme in die Beitragsliſte vorzuſchreibenden Mindeſtbeitragsſatze zu 
den Genoſſenſchaftslaſten veranlagt werden können. 

Streitigkeiten in den Fällen der Abſ. 1, 2 entſcheidet der Bezirksausſchuß 
im Verwaltungsſtreitverfahren. 


IV. Berufung. 
§ 21. i 

Gegen die Veranlagung ſteht den Genoſſen, ſoweit ſie Einſpruch ($ 12 
Abſ. 2) erhoben haben oder durch die Berichtigung der Beitragsliſte ($ 13) be⸗ 
troffen find, binnen einer Friſt von vier Wochen die Berufung zu. Über die 
Berufung entſcheidet der Berufungsausſchuß. Die Berufungsfriſt beginnt mit 
dem Tage der Zuftellung der Mitteilung über die Beiträge ($$ 15, 17). 

Die Verpflichtung, die Beiträge zu zahlen, wird durch die Berufung nicht 
aufgehalten. i 

Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zur Genoſſenſchaft entſcheidet der 
Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren, jedoch werden Streitigkeiten dar⸗ 
über, ob Eigentümer der im § 3 Nr. 2 bezeichneten Anlagen zu dem in der 
Satzung vorgeſchriebenen Mindeſtbeitragsſatze zu den Genoſſenſchaftslaſten veran⸗ 
lagt werden können, vom Berufungsausſchuß entſchieden. 


yon, 

Der Berufungsausſchuß beſteht aus: 

1. einem vom Regierungspräſidenten zu ernennenden Staats- oder Kom⸗ 
munalbeamten als Vorſitzendem, der keinem der beteiligten Kreiſe durch 
Wohnſitz, Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb angehören darf 

2. einem Mitgliede des Oberbergamts, das dieſes ernennt / 
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3. einem Meliorationsbaubeamten, den der Regierungspräſident ernennt, 

4. vier Mitgliedern, die der Provinzialausſchuß wählt; fie dürfen nicht 
Mitglieder des Vorſtandes ſein. Je einer von ihnen muß nach ſeinem 
Hauptberufe dem Bergbau und der Landwirtſchaft und einer den 
Kreis⸗ oder Gemeinde⸗(Guts⸗) Vertretungen des Genoſſenſchaftsgebiets 
angehören; das letztgenannte Mitglied darf nicht in einer der im § 3 
Nr. 1, 2 bezeichneten Unternehmungen beruflich tätig fein; darüber, ob 
dies der Fall iſt, entſcheidet der Regierungspräſident endgültig. 

Für jedes Mitglied iſt in gleicher Weiſe ein Stellvertreter zu beſtellen. 


§ 23. 

Der Berufungsausſchuß iſt befugt, den Genoſſenſchaftsvorſtand zu hören 
und über die Berufung mündlich oder ſchriftlich zu verhandeln. Seine Ent⸗ 
ſcheidungen ſind mit Gründen zu verſehen und denen mitzuteilen, die Berufung 
eingelegt haben. Sie find endgültig. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 


§ 24. 

Die Sitzungen des Berufungsausſchuſſes finden am Sitze der Genoſſen⸗ 
ſchaft ſtatt, wenn nicht der Berufungsausſchuß einen anderen Ort beſtimmt. 
Sie ſind öffentlich. i 

Den Geſchäftsgang und das Verfahren des Berufungsausſchuſſes regelt 
der zuſtändige Miniſter. 

§ 25. 
Die Koften der Veranlagung und der Berufung trägt die Genoſſenſchaft. 


Soweit die Berufung abgewieſen wird, kann der Berufungsausſchuß die Koften- 


des Berufungsverfahrens ganz oder teilweiſe den Genoſſen auferlegen, die die 
Berufung eingelegt haben. 

Für die Einziehung der Koſten gelten die über die Einziehung der Beiträge 
gegebenen Vorſchriften. 


V. Inanſpruchnahme von Grundſtücken zu Anlagen der Genoſſenſchaft, 
Verhütung und Erſatz von Schäden. 
N § 26. 

Die Genoſſenſchaft iſt berechtigt, auf den den Genoſſen gehörenden Grund⸗ 
ſtücken die nach dem Plane auszuführenden Anlagen herzuſtellen und zu erhalten. 

Im Streitfall entſcheidet die Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz, ob eine An⸗ 
lage zu den im Abſ. 1 bezeichneten gehört. Gegen die Entſcheidung iſt binnen 
zwei Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zweiter Inſtanz zuläſſig. 

Die Genoſſen können von der Genoſſenſchaft Erſatz verlangen für den 
Nachteil, der für ihre Grundſtücke entſteht. Auf den Nachteil iſt der ihnen aus 
den Anlagen erwachſende Vorteil anzurechnen. Beträgt die Erſatzſumme mehr 


| 
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als einhundert Mark, fo find die Vorſchriften des Artikel 52 und des Artikel 53 
Abſ. 1 des Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche ſowie der § 47 des 
Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) anzuwenden. 

Den Pächtern und anderen Nutzungsberechtigten ſtehen ſolche Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche gegen die Genoſſenſchaft nicht zu. 


$ 27. 
Soweit zur Ausführung der planmäßigen Anlagen das Eigentum an nicht 
den Genoſſen gehörenden Grundſtücken entzogen oder beſchränkt werden muß, 
gelten die Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874. 


$ 28. 

Die Genoſſenſchüft hat bei Durchführung ihres Unternehmens diejenigen 
Einrichtungen herzuſtellen, die zur Sicherung von Grundſtücken und Anlagen 
gegen Gefahren und Nachteile notwendig ſind, wenn ſolche Einrichtungen mit 
dem Unternehmen vereinbar und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind. Sie hat auch 
die im öffentlichen Intereſſe erforderlichen Einrichtungen zu treffen. Zu dieſen ge⸗ 
hören die durch das Unternehmen bedingten Anderungen an öffentlichen Wegen 
und den in ihrem Zuge belegenen Brücken. Der Wege⸗ und Brückenunterhal⸗ 
tungspflichtige hat, unbeſchadet auf beſonderem Titel ruhender Verpflichtungen, 
zu den Koſten ſo viel beizutragen, als ihm durch die Anderung Koſten erſpart 
werden, die er ſonſt zur Erfüllung feiner Unterhaltung Spflicht hätte aufwenden 
müſſen. 

Sind von dem Unternehmen nachteilige Wirkungen zu erwarten, durch die 
das Recht eines anderen beeinträchtigt werden würde, jo kann dieſer die Herſtellung 
von Einrichtungen fordern, welche die nachteiligen Wirkungen ausſchließen. Das 
Gleiche gilt, wenn zu erwarten iſt, daß durch Veränderung des Waſſerſtandes 
fremde Grundſtücke oder Anlagen beſchädigt werden, zum Nachteil anderer die 
Vorflut verändert oder das Waſſer verunreinigt oder die einem anderen ob⸗ 
liegende Unterhaltung von Waſſerläufen oder ihrer Ufer erſchwert wird. 

Soweit in den Fällen des Abſ. 2 die nachteiligen Wirkungen nicht durch 
Einrichtungen ausgeſchloſſen werden können, die mit dem Unternehmen vereinbar 
und wirtſchaftlich gerechtfertigt ſind, kann der Benachteiligte Entſchädigung fordern. 

Der durch Veränderung des Grundwaſſerſtandes entſtehende Schaden iſt 
zu erſetzen, wenn die Billigkeit eine Entſchädigung fordert. 

Läßt ſich der Schaden nach Umfang oder Dauer nicht im voraus ab- 
ſchätzen, ſo iſt die Entſchädigung auf Antrag des Berechtigten oder der Genoſſen⸗ 
ſchaft nach Ablauf eines jeden Jahres feſtzuſetzen. 

Bei der Durchführung des Unternehmens hat die Genoſſenſchaft dafür 
zu ſorgen, daß eine Verunſtaltung landſchaftlich hervorragender Gegenden ver⸗ 
mieden wird, ſoweit das mit dem Zwecke und der Wirtſchaftlichkeit des Unter⸗ 
nehmens vereinbar iſt. 
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Der Genoſſenſchaft liegt auch die Unterhaltung der in Abf. 1, 2 bezeich⸗ 
neten Einrichtungen ob, ſoweit dieſe Unterhaltungslaſt über den Umfang einer 
beſtehenden Verpflichtung zur Unterhaltung vorhandener, demſelben Zwecke 
dienender Einrichtungen hinausgeht. 


§ 29. 

Soweit nicht über die Anſprüche der Beteiligten auf Herſtellung der im 
§ 28 bezeichneten Einrichtungen im Enteignungsverfahren entſchieden worden iſt, 
werden die Verpflichtungen der Genoſſenſchaft nach folgenden Vorſchriften 
feſtgeſtellt: . 

5 Die Genoſſenſchaft hat einen Auszug aus dem von dem zuſtändigen 
Miniſter genehmigten Bauplan, aus dem die gemäß § 28 zu treffenden Ein⸗ 
richtungen zu erſehen ſind, dem Regierungspräſidenten einzureichen. Dieſer hat 
den Auszug in jedem Gemeinde- (Guts⸗) Bezirke, auf den ſich die Wirkung des 
Unternehmens erſtrecken kann, während eines Zeitraums von mindeſtens vier 
Wochen zu jedermanns Einſicht auszulegen. Während dieſer Zeit kann jeder 
Beteiligte Anſprüche auf Einrichtungen oder auf Entſchädigung erheben. Seit 
und Ort der Auslegung ſowie die Stelle, bei welcher ſolche Anſprüche ſchriftlich 
oder mündlich zu Protokoll erhoben werden können, ſind durch das Kreisblatt 
und in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. Daneben ſoll allen bekannten Per⸗ 
ſonen, die nach dem Ermeſſen der Behörde von nachteiligen Wirkungen betroffen 
werden können, ein Abdruck der öffentlichen Bekanntmachung zugeſandt werden. 
Auch der Gemeinde⸗ (Guts⸗) Vorſtand hat das Recht, Anſprüche zu erheben. 
Nach Ablauf der Friſt ſind die Anſprüche durch den Beauftragten des Regierungs⸗ 
präſidenten mit den Beteiligten und der Genoſſenſchaft, nötigenfalls unter Zu⸗ 
ziehung von Sachverſtändigen, zu erörtern. Nach Abſchluß der Exörterungen 
werden die der Genoſſenſchaft obliegenden Verpflichtungen durch den Bezirksaus⸗ 
ſchuß feſtgeſtellt.“ 

Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit er nicht die Entſchädigung betrifft, den 
Beteiligten die Beſchwerde an den zuſtändigen Miniſter zu. Sie iſt binnen vier 
Wochen bei dem Bezirksausſchuß anzubringen. Soweit der Beſchluß die Ent- 
ſchädigung betrifft, kann binnen ſechs Monaten der Rechtsweg beſchritten werden; 
die Friſt beginnt mit dem Tage, an dem den Beteiligten vom Bezirksausſchuſſe 
mitgeteilt iſt, daß eine Beſchwerde nicht erhoben oder über die erhobenen Be: 
ſchwerden entſchieden iſt. 5 

§ 30. 

Auch nach dem Ablaufe der Auslegungsfriſt kann wegen nachteiliger 
Wirkung des Unternehmens die Herſtellung und Unterhaltung von Einrichtungen 
oder Entſchädigung nach § 28 Abſ. 2 bis 5 gefordert werden, es ſei denn, daß 
derjenige, der den Anſpruch erhebt, ſchon vor Ablauf der Auslegungsfriſt die 
nachteilige Wirkung vorausgeſehen hat oder hätte vorausſehen müſſen und bis 
zu dem Ablaufe der Friſt keine Anſprüche auf Herſtellung von Einrichtungen 
oder auf Entſchädigung erhoben hat. Der Ablauf der Friſt ſteht den Anſprüchen 
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nicht entgegen, wenn der Beſchädigte glaubhaft macht, daß er durch Natur⸗ 
ereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, die Friſt ein⸗ 
zuhalten. Die Anſprüche verjähren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in 
welchem der Geſchädigte von dem Eintritte der nachteiligen Wirkungen Kenntnis 
erlangt hat. Sie ſind ausgeſchloſſen, wenn ſie nicht binnen dreißig Jahren 
nach der Fertigſtellung des Teiles des Unternehmens, durch den der Schaden 
verurſacht worden iſt, geltend gemacht werden. 

Für die Feſtſtellung der Verpflichtungen der Genoſſenſchaft gelten ſinn⸗ 
gemäß die Vorſchriften des § 29. 


VI. Staatsaufſicht. 
8 

Die Genoſſenſchaft unterſteht der Aufficht des Staates, die vom Regierungs⸗ 
präſidenten, in zweiter Inſtanz von dem zuſtändigen Miniſter geführt wird. Sie 
beſchränkt ſich darauf, daß die Genoſſenſchaft ihre Angelegenheiten nach Geſetz 
und Satzung verwaltet. 

$ 32. 

Unterläßt oder verweigert es die Genoſſenſchaft, Leiſtungen oder Ausgaben, 
die Geſetz oder Satzung fordern, in den Haushaltsplan aufzunehmen oder außer⸗ 
ordentlich zu genehmigen, ſo kann der Regierungspräſident unter Anführung der 
Gründe die Aufnahme in den Haushaltsplan oder die Feſtſtellung der außer⸗ 
ordentlichen Ausgabe und die Einziehung der erforderlichen Beiträge verfügen. 

Gegen die Verfügung ſteht der Genoſſenſchaft binnen zwei Wochen die 
Klage beim Bezirksausſchuſſe zu. Der Regierungspräſident hat für das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren einen Kommiſſar zu beſtellen, der ihn in allen Rechts- 
handlungen zu vertreten hat. 

§ 33. 

Anleihen, die den Schuldenbeſtand vermehren, kann die Genoſſenſchaft nur 

mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde aufnehmen. 


VII. Auflöſung der Genoſſenſchaft. 
8 34. 
Die Genoſſenſchaftsverſammlung kann die Auflöſung der Genoſſenſchaft 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln aller Stimmen beſchließen. Sind in der 
Genoſſenſchaftsverſammlung nicht zwei Drittel aller Stimmen vertreten, ſo iſt 
mit einem Zwiſchenraume von mindeſtens vier Wochen eine zweite Verſammlung 
einzuberufen. Dieſe kann die Auflöſung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der darin vertretenen Stimmen beſchließen. a 1 875 — 

Der Auflöſungsbeſchluß bedarf der Genehmigung des zuſtändigen Miniſters. 
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Die Auflöſung tritt in Kraft, ſobald die Genehmigungsurkunde dem Vor⸗ 
ſtande zugeſtellt iſt. 

Im übrigen finden auf die Auflöſung die für öffentliche Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. 


VIII. Abergangsbeſtimmungen. 
$ 35. 

Für die Bildung der erſten Genoſſenſchaftsverſammlung ſtellt der Regie⸗ 
rungspräſident eine vorläufige Beitragsliſte (§ 11) auf. Er ſtellt nach dieſem 
Geſetze feſt, wer zur Teilnahme an der Genoſſenſchaftsverſammlung berechtigt iſt 
und wieviel Stimmen auf die einzelnen Genoſſen entfallen. Er beruft und 
leitet die erſte Genoſſenſchaftsverſammlung. Darin wird die Satzung beſchloſſen 
und ein vorläufiger Vorſtand gewählt. Dieſer führt vorläufig die Geſchäfte 
und nimmt die erſte ordentliche Veranlagung vor. 

Auf Grund dieſer Veranlagung wird die auf die einzelnen Genoſſen 
entfallende Stimmenzahl neu feſtgeſtellt und der Vorſtand neu gewählt. 

Kommt innerhalb einer von dem Regierungspräſidenten zu beſtimmenden 
Friſt von mindeſtens ſechs Monaten die Satzung nicht zuſtande, ſo erläßt ſie 
der Regierungspräſident. 

$ 36. 

Die bei der Genoſſenſchaftsbildung vorkommenden Verhandlungen und 
Geſchäfte, einſchließlich der von den Gerichten und anderen Behörden vorzu— 
nehmenden, find gebühren- und ſtempelfrei. Zu dieſen Geſchäften gehört auch 
die Anfertigung und Beglaubigung von Kataſter⸗ und Grundbuchauszügen. 


§ 37. 

Die Genoſſenſchaft hat die Mittel zu erſtatten, die zweckdienlich für die 
Vorbereitung des Bauplans und ſeiner Ausführung ſowie für die Bildung der 
Genoſſenſchaft aufgewendet worden ſind. Streitigkeiten entſcheidet die Aufſichts⸗ 
behörde. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. i 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 5. Juni 1913. 


(L. S.) Wilhelm. 
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